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Zum oben angeführten Gesetzentwurf wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

Mit gegenständlichem Gesetzentwurf soll die Richtlinie 2008/48/EG über Verbraucherkreditverträge (in der 
Folge: Richtlinie) in das österreichische Recht umgesetzt werden. Die Richtlinie zielt darauf ab, Wettbe-
werbsverzerrungen im Kreditgeschäft hintanzuhalten und ein ausreichendes Verbraucherschutzniveau zu 
bieten. 

Im § 2 des Entwurfes zum Verbraucherkreditgesetz - VKrG wird der Unternehmerbegriff unter Verweis auf 
§ 1 Abs. 1 Z. 1 Konsumentenschutzgesetz (KSchG) definiert. Nach § 1 Abs. 2 KSchG gelten juristische 
Personen des öffentlichen Rechts immer als Unternehmer. Demnach würde das Land Tirol im Rahmen 
des geförderten Wohnbaues den Bestimmungen des Entwurfes unterliegen. 

Nach Art. 2 Abs. 2 lit. a der Richtlinie sind Kreditverträge, die entweder durch eine Hypothek oder eine 
vergleichbare Sicherheit, die in einem Mitgliedstaat gewöhnlich für unbewegliches Vermögen genutzt wird, 
oder durch ein Recht an unbeweglichem Vermögen gesichert sind, ausdrücklich vom Geltungsbereich aus-
genommen. Weiters gilt die Richtlinie nicht für Kreditverträge, die für den Erwerb oder die Erhaltung von 
Eigentumsrechten an einem Grundstück oder einem bestehenden oder geplanten Gebäude bestimmt sind 
(Art. 2 Abs. 2 lit. b). 

Auf Kreditverträge, die im Bereich der Wohnbauförderung abgeschlossen werden, treffen die genannten 
Kriterien zu, sodass sie nicht dem Geltungsbereich der Richtlinien unterliegen. 

Die Angelegenheiten der Wohnbauförderung sind jedenfalls vom Anwendungsbereich des VKrG auszu-
nehmen, da ihre Einbeziehung weder gemeinschaftsrechtlich geboten noch notwendig oder zweckmäßig 
ist. 
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Für die Ausnahme der im Rahmen der Wohnbauförderung gewährten Kredite vom Anwendungsbereich 
des VKrG sprechen insbesondere folgende Gründe: 

• Die Wohnbauförderung zielt primär auf soziale Zielsetzungen ab. Dabei steht insbesondere die 
Schaffung von kostengünstigem und qualitätsvollem Wohnraum im Vordergrund. Mit dieser Leistung 
der Daseinsfürsorge treten die Länder keinesfalls in einen Wettbewerb mit Kreditinstituten ein, der zu 
Wettbewerbsverzerrungen im Kreditgeschäft führt. 

• Die Förderungsdarlehen weisen zum Teil außerordentlich lange Laufzeiten und Zinssätze auf, die 
unter den marktüblichen Sätzen liegen. Darüber hinaus ist das System der Wohnbauförderung da-
durch geprägt, dass Darlehen auch in Kombination mit nicht rückzahlbaren Zuschüssen (z.B. für die 
Haustechnik oder die verbesserte Ausführung der Gebäudehülle) gewährt werden. Es ist entbehrlich, 
die Vorteilhaftigkeit verordneter günstiger Wohnbauförderungs-Darlehenskonditionen durch zusätz-
liche Informationspflichten dokumentieren zu müssen. Derartige Maßnahmen sind daher auch im 
Interesse des Verbraucherschutzes nicht notwendig. 

• Durch eine Ausnahme des Bereiches der Wohnbauförderung aus dem Anwendungsbereich des VKrG 
wird der bisherige Standard des Verbraucherschutzes nicht gemindert. 

• Die im Entwurf vorgesehene vorvertragliche Informationspflicht (§ 6 VKrG) stellt eine neue Informa-
tionspflicht im Rahmen des geförderten Wohnbaues dar. Diese zusätzliche Informationspflicht würde 
zu einem erheblichen Mehraufwand führen. 

• Die im Entwurf vorgesehene Prüfpflicht der Kreditwürdigkeit des Verbrauchers (§ 7 VKrG) geht über 
das bisher in der Praxis bestens bewährte Niveau hinaus und würde einen erheblichen Mehraufwand 
verursachen. Das Wohnbauförderungssystem ist in der derzeitigen Ausprägung jedenfalls auch in Be-
zug auf die finanziellen Ausfälle effizient. Die jährlichen Abschreibungsbeträge sind sehr gering. Es gilt 
auch zu bedenken, dass mit einem Verstoß gegen die Pflicht zur Bonitätsprüfung die Sanktion einer 
richterlichen Mäßigung von Ansprüchen des Kreditgebers verbunden ist. 

Eine Kreditwürdigkeitsprüfung im Sinn der im Entwurf enthaltenen Bestimmung, wonach der Verbrau-
cher bei einer ex-ante Betrachtung voraussichtlich in der Lage sein wird, seine Zahlungspflichten aus 
dem Kreditvertrag vollständig zu erfüllen, erscheint bei den in den Förderungsbestimmungen vorge-
sehenen langen Laufzeiten (z.B. Wohnbauförderungsgesetz 1954: Mietwohnungen – 70 Jahre; Ei-
gentumswohnungen – 40 Jahre; Wohnbauförderungsgesetz 1968: 50 bzw. 47,5 Jahre; WFG 1984: 
36 Jahre, TWFG 1991: 35 Jahre) nicht sinnvoll zu sein. Aufgrund der langen Laufzeiten treten häufig 
Änderungen der persönlichen, sozialen Verhältnisse des Schuldners und auch Schuldnerwechsel ein. 

• Vom VKrG ist auch die Finanzierungshilfe z.B. in der Form einer entgeltlichen Stundung (Zahlungsauf-
schub) umfasst. Die Abwicklung eines Zahlungsaufschubes (z.B. Informationspflicht, Prüfung der Kre-
ditwürdigkeit) würde zu einem unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand führen. 

• Die Bestimmung im § 10 VKrG, wonach der Kreditgeber dem Verbraucher auf dessen Verlangen 
kostenlos und zu jedem Zeitpunkt einen Tilgungsplan zur Verfügung stellen muss, führt ebenso zu 
einem Mehraufwand.  

Die Bestimmungen im Entwurf des VKrG würden den geförderten Bereich mit unnötigen Aufwendungen 
und Kosten belasten. Die Förderungsabwicklung würde durch nicht erforderliche Prüf- und Informations-
pflichten erheblich komplizierter. 

Die Schaffung einer Ausnahme im VKrG für die Angelegenheiten der Wohnbauförderung widerspricht nicht 
der Zielsetzung eines möglichst transparenten und wenig komplizierten Regelungssystems. Eine entspre-
chende Differenzierung zwischen den Vertragstypen ist aus den oben angeführten Gründen nicht nur 
sachlich zu rechtfertigen, sondern auch geboten. 
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So wurden etwa auch nach dem deutschen Recht Förderkredite von den besonderen Bestimmungen über 
Verbraucherkreditverträge ausgenommen (§ 491 Abs. 2 Z. 5 BGB). 

Entgegen den Ausführungen zu den finanziellen Auswirkungen, wonach die öffentlichen Haushalte durch 
das Vorhaben nicht belastet würden, entstünde für das Land Tirol bei Inkrafttreten eines dem Entwurf ent-
sprechenden Gesetzes ein jährlicher Mehraufwand in der Höhe von ca. 320.000,- Euro. 

Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird unter einem auch dem Präsidium des Nationalrates über-
mittelt.  

 

 

Für die Landesregierung: 

 

Dr. Liener 
Landesamtsdirektor 
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